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Deutscher Bundestag Drucksache 17/13419
17. Wahlperiode 08. 05. 2013 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung  

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Funktionen der Betreuungsbehörde 

A. Problem und Ziel 
Auch nach Inkrafttreten des Zweiten Betreuungsrechtsänderungsgesetzes vom 
21. April 2005 (BGBl. I S. 1073) im Juli 2005 sind die Betreuungszahlen – 
wenn auch tendenziell abflachend – weiter gestiegen. Die Zahl der rechtlichen 
Betreuungen stieg bundesweit von etwa 1 200 000 am Jahresende 2005 auf etwa 
1 300 000 am Ende des Jahres 2011. Zugleich sind auch die mit den Betreu-
ungszahlen verbundenen Ausgaben der Landesjustizhaushalte bundesweit weiter 
gestiegen. Da jede Betreuung gegebenenfalls auch ein Eingriff in das Selbstbe-
stimmungsrecht ist, darf ein Betreuer nur bestellt werden, wenn die Betreuung 
erforderlich ist. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, der steigenden Zahl von Betreu-
ungen durch die Stärkung des Erforderlichkeitsgrundsatzes in der praktischen 
Anwendung zu begegnen.  

Eine interdisziplinär besetzte Arbeitsgruppe zum Betreuungsrecht hat in den 
Jahren 2009 bis 2011 unter Vorsitz des Bundesministeriums der Justiz beraten, 
wie das Betreuungsrecht weiterentwickelt und zum Wohle der Betroffenen ver-
bessert werden kann. Die Arbeitsgruppe hat sich insbesondere mit der Frage 
einer strukturellen Reform des Betreuungswesens befasst sowie mit der Frage, 
ob sich aus der Evaluation des Zweiten Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 
gesetzgeberischer Handlungsbedarf ergibt. Im Lichte des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (VN-
Behindertenrechtskonvention) sowie unter Berücksichtigung der Erfahrungsbe-
richte von Betroffenen hat die Arbeitsgruppe Maßnahmen zur Verbesserung 
vorgeschlagen (Abschlussbericht der Interdisziplinären Arbeitsgruppe zum Be-
treuungsrecht vom 20. Oktober 2011, Betreuungsgerichtliche Praxis Sonderaus-
gabe 2012). Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder haben auf 
ihrer Herbstkonferenz am 9. November 2011 den Abschlussbericht beraten und 
das Bundesministerium der Justiz gebeten, einen entsprechenden Gesetzentwurf 
zu erarbeiten. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Vorschläge der 
Interdisziplinären Arbeitsgruppe zum Betreuungsrecht, soweit diese gesetzliche 
Änderungen im Bundesrecht betreffen, umgesetzt werden. 

B. Lösung 
Der Entwurf sieht im Wesentlichen vor, durch Änderungen im Verfahrensrecht 
(Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit) und durch Änderungen im Betreuungsbehördenge-

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.
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setz die Funktionen der Betreuungsbehörde sowohl im Vorfeld als auch im ge-
richtlichen Verfahren zu stärken, um die Bestellung eines rechtlichen Betreuers 
– soweit möglich – zu vermeiden und damit die Selbstbestimmung zu stärken. 
Im Einzelnen wird hierzu vorgeschlagen: 

– zur Feststellung des Sachverhalts im betreuungsgerichtlichen Verfahren die 
Anhörung der Betreuungsbehörde vor Bestellung eines Betreuers oder vor 
Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts verpflichtend vorzusehen, 

– qualifizierte Kriterien für den Bericht der Betreuungsbehörde gesetzlich 
festzulegen, 

– die Aufgaben der Betreuungsbehörde im Betreuungsbehördengesetz zu 
konkretisieren und 

– ihre Wahrnehmung durch Fachkräfte gesetzlich zu verankern. 

Durch diese Maßnahmen sollen den Betroffenen andere Hilfen, bei denen kein 
Betreuer bestellt wird, besser aufgezeigt und vermittelt werden. Die Betreu-
ungsbehörde kann damit auch wesentlich dazu beitragen, dass in geeigneten 
Fällen ehrenamtliche Betreuer bestellt werden. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Eine Belastung des Bundes durch die Realisierung dieses Gesetzes mit zusätzli-
chen Kosten ist nicht ersichtlich. Für die Länder und Gemeinden sind keine 
Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand ersichtlich.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Den Bürgerinnen und Bürgern entstehen keine zusätzlichen Kosten. Soweit 
durch die gesetzlichen Änderungen Betreuungen vermieden werden können oder 
eine ehrenamtliche Betreuung ermöglicht wird, kommt dies den betroffenen 
Bürgerinnen und Bürgern, die aufgrund ihrer Leistungsfähigkeit die Kosten 
einer (beruflichen) Betreuung selbst zu tragen hätten, auch finanziell zugute. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Wirtschaft entstehen keine Kosten. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Mit der Umsetzung des Gesetzentwurfs ist eine Entlastung der Justiz auf Grund 
einer stärkeren Wahrnehmung von Aufgaben der Verwaltung durch die Länder 
intendiert. Dem Bund entstehen keine Kosten. Für die Länder soll die Umset-
zung im Ergebnis zu einer Entlastung führen.  
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F. Weitere Kosten 
Durch die Realisierung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen Kosten für 
die Wirtschaft und für die sozialen Sicherungssysteme. Zudem sind keine Aus-
wirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, ersichtlich.
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Funktionen der Betreuungsbehörde 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. De-
zember 2012 (BGBl. I S. 2418) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 279 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Wörter „, wenn es der Betroffene verlangt oder es der Sachaufklärung dient“ werden gestrichen. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Anhörung vor der Bestellung eines Betreuers soll sich insbesondere auf folgende Kriterien be-
ziehen: 

1. persönliche, gesundheitliche und soziale Situation des Betroffenen, 

2. Erforderlichkeit der Betreuung einschließlich geeigneter anderer Hilfen (§ 1896 Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs),  

3. Betreuerauswahl unter Berücksichtigung des Vorrangs der Ehrenamtlichkeit (§ 1897 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs) und 

4. diesbezügliche Sichtweise des Betroffenen.“ 

2. Dem § 280 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Ergebnis einer Anhörung nach § 279 Absatz 2 Satz 2 hat der Sachverständige zu berücksichtigen, 
wenn es ihm bei Erstellung seines Gutachtens vorliegt.“ 

3. Dem § 293 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Gericht hat die zuständige Behörde nur anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt oder es zur Sach-
aufklärung erforderlich ist.“ 

4. § 294 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Wörter „gelten die §§ 279 und 288 Abs. 2 Satz 1“ werden durch die Wörter „gilt § 279 Absatz 1, 
3 und 4 sowie § 288 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Das Gericht hat die zuständige Behörde anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt oder es zur 
Sachaufklärung erforderlich ist.“ 

5. Dem § 295 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Gericht hat die zuständige Behörde nur anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt oder es zur Sach-
aufklärung erforderlich ist.“ 
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Artikel 2 

Änderung des Betreuungsbehördengesetzes 

Das Betreuungsbehördengesetz vom 12. September 1990 (BGBl. I S. 2002, 2025), das zuletzt durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 6. Juli 2009 (BGBl. I S. 1696) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 4 

(1) Die Behörde informiert und berät über allgemeine betreuungsrechtliche Fragen, insbesondere 
über eine Vorsorgevollmacht und über andere Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird. 

(2) Wenn im Einzelfall Anhaltspunkte für einen Betreuungsbedarf nach § 1896 Absatz 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs bestehen, soll die Behörde der betroffenen Person ein Beratungsangebot unterbreiten. 
Diese Beratung umfasst auch die Pflicht, auf andere Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird, hinzu-
wirken. Dabei arbeitet die Behörde mit den zuständigen Sozialleistungsträgern zusammen. 

(3) Die Behörde berät und unterstützt Betreuer und Bevollmächtigte auf deren Wunsch bei der 
Wahrnehmung von deren Aufgaben, die Betreuer insbesondere auch bei der Erstellung des Betreuungs-
plans.“ 

2. In § 5 werden nach dem Wort „Betreuer“ die Wörter „und der Bevollmächtigten“ eingefügt.  

3. § 8 wird durch die folgenden §§ 8 und 9 ersetzt: 

„§ 8 

(1) Die Behörde unterstützt das Betreuungsgericht. Dies umfasst insbesondere folgende Maßnah-
men: 

1. die Erstellung eines Berichts im Rahmen der gerichtlichen Anhörung (§ 279 Absatz 2 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit), 

2. die Aufklärung und Mitteilung des Sachverhalts, den das Gericht über Nummer 1 hinaus für aufklä-
rungsbedürftig hält, sowie 

3. die Gewinnung geeigneter Betreuer. 

(2) Wenn die Behörde vom Betreuungsgericht dazu aufgefordert wird, schlägt sie eine Person vor, 
die sich im Einzelfall zum Betreuer oder Verfahrenspfleger eignet. Steht keine geeignete Person zur Verfü-
gung, die zur ehrenamtlichen Führung der Betreuung bereit ist, schlägt die Behörde dem Betreuungsgericht 
eine Person für die berufsmäßige Führung der Betreuung vor und teilt gleichzeitig den Umfang der von 
dieser Person derzeit berufsmäßig geführten Betreuungen mit. 

§ 9 

Zur Durchführung der Aufgaben werden Personen beschäftigt, die sich hierfür nach ihrer Persönlich-
keit eignen und die in der Regel entweder eine ihren Aufgaben entsprechende Ausbildung erhalten haben 
(Fachkräfte) oder über vergleichbare Erfahrungen verfügen.“ 

4. Der bisherige § 9 wird § 10. 
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Artikel 3 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

§ 1908f Absatz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. 
Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2012 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

2. „ sich planmäßig um die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuer bemüht, diese in ihre Aufgaben einführt, sie 
fortbildet und sie sowie Bevollmächtigte bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben berät und unterstützt,“. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Rege-
lungen 

Auch nach Inkrafttreten des Zweiten Betreuungsrecht-
sänderungsgesetzes im Juli 2005 sind die Betreuungs-
zahlen – wenn auch tendenziell abflachend – weiter 
gestiegen. Die Zahl der rechtlichen Betreuungen stieg 
bundesweit von etwa 1 200 000 am Jahresende 2005 
auf etwa 1 300 000 am Ende des Jahres 2011. Da jede 
Betreuung gegebenenfalls auch ein Eingriff in das 
Selbstbestimmungsrecht ist, darf ein Betreuer nur 
bestellt werden, wenn die Betreuung erforderlich ist. 
Ziel des Gesetzentwurfs ist es, der steigenden Zahl 
von Betreuungen durch die Stärkung des Erforder-
lichkeitsgrundsatzes in der praktischen Anwendung zu 
begegnen.  

Eine interdisziplinär besetzte Arbeitsgruppe zum Be-
treuungsrecht hat in den Jahren 2009 bis 2011 unter 
Vorsitz des Bundesministeriums der Justiz beraten, 
wie das Betreuungsrecht weiterentwickelt und zum 
Wohle der Betroffenen verbessert werden kann. Die 
Arbeitsgruppe hat sich insbesondere mit der Frage 
einer strukturellen Reform des Betreuungswesens 
befasst sowie mit der Frage, ob sich aus der Evaluati-
on des Zweiten Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 
gesetzgeberischer Handlungsbedarf ergibt. Sie hat 
alternativ verschiedene Modelle für strukturelle Ände-
rungen des Betreuungsrechts beraten und hierbei die 
Vor- und Nachteile der verschiedenen Modelle einge-
hend geprüft und abgewogen. Die Arbeitsgruppe hat 
sich im Ergebnis für die Beibehaltung des Systems 
der rechtlichen Betreuung und für gesetzliche Ände-
rungen im Rahmen des bisherigen Betreuungs- und 
Verfahrensrechts unter Beibehaltung der bestehenden 
Funktionsträger im Betreuungsverfahren ausgespro-
chen. Im Lichte des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen (nachfolgend VN-
Behindertenrechtskonvention) sowie unter Berück-
sichtigung der Erfahrungsberichte von Betroffenen hat 
die Arbeitsgruppe Maßnahmen zur Verbesserung 
vorgeschlagen (Abschlussbericht vom 20. Oktober 
2011, Betreuungsgerichtliche Praxis, Sonderausgabe 
2012, nachfolgend Abschlussbericht). Die Justizmi-
nisterinnen und Justizminister der Länder haben auf 
ihrer Herbstkonferenz am 9. November 2011 den 
Abschlussbericht beraten und das Bundesministerium 
der Justiz gebeten, einen entsprechenden Gesetzent-
wurf zu erarbeiten.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Vor-
schläge der Interdisziplinären Arbeitsgruppe zum 
Betreuungsrecht, soweit diese gesetzliche Änderungen 
im Bundesrecht betreffen, umgesetzt werden. Die 
weiteren Vorschläge der Arbeitsgruppe für unterge-
setzliche Maßnahmen zur Effizienzsteigerung betref-
fen alle Bereiche – Betreuungsgerichte, Betreuungs-
behörden und Betreuungsvereine. Die Vorschläge der 
Arbeitsgruppe für gesetzliche und untergesetzliche 
Maßnahmen im Betreuungswesen bilden ein in sich 
geschlossenes Konzept, das zur Erzielung von Ver-
besserungen in seiner Gesamtheit umgesetzt werden 
sollte. Im Interesse der Betroffenen sollen damit Ein-
griffe in das Selbstbestimmungsrecht reduziert und 
andere Möglichkeiten der Unterstützung und Assis-
tenz besser aufgezeigt und vermittelt werden. Fälle, in 
denen kein Betreuer oder ein ehrenamtlicher Betreuer 
bestellt wird, verursachen keine oder geringere Be-
treuungskosten. Dies kommt sowohl denjenigen Be-
troffenen zugute, die aufgrund ihrer Leistungsfähig-
keit die Kosten selbst zu tragen haben, als auch dem 
Landeshaushalt, der für die Kosten bei Mittellosigkeit 
des Betroffenen aufzukommen hat. Die gesetzlichen 
Regelungen sollen damit auch einen Beitrag dazu 
leisten, dem Anstieg der Betreuungskosten entgegen-
zuwirken, die im Wesentlichen von der Anzahl der 
Betreuungen insgesamt und von dem Anteil der beruf-
lichen Betreuungen abhängen.  

II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf sieht vor, durch Änderungen im 
Verfahrensrecht und Änderungen im Betreuungsbe-
hördengesetz die Funktionen der Betreuungsbehörde 
sowohl im Vorfeld als auch im gerichtlichen Verfah-
ren zu stärken. Auf diesem Weg sollen den Betroffe-
nen andere Hilfen, die der Bestellung eines Betreuers 
vorgehen und eine Betreuung vermeiden können, 
besser aufgezeigt und vermittelt werden und damit 
Eingriffe in das Selbstbestimmungsrecht der Betroffe-
nen – wie von der VN-Behindertenrechtskonvention 
gefordert – auf das Notwendige beschränkt werden. 
Die Betreuungsbehörde soll damit auch wesentlich 
dazu beitragen, dass in geeigneten Fällen ehrenamtli-
che Betreuer bestellt werden.  

Bereits die geltende Rechtslage sieht die Anhörung 
der Betreuungsbehörde vor der Bestellung eines Be-
treuers oder der Anordnung eines Einwilligungsvor-
behalts vor, wenn es der Betroffene verlangt oder es 
der Sachverhaltsaufklärung dient. Studien sowie Er-
fahrungen von Praktikern haben gezeigt, dass im Be-
reich einer aktiven Betreuungsbehörde vergleichswei-
se weniger Betreuungen eingerichtet werden. Durch 
eine obligatorische Anhörung der Behörde vor Bestel-
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lung eines Betreuers oder vor Anordnung eines Ein-
willigungsvorbehalts soll der Sachverstand der Be-
treuungsbehörde bei der Sachverhaltsaufklärung des 
Gerichts eingebunden und der Erforderlichkeitsgrund-
satz in der Praxis besser umgesetzt werden. Im Hin-
blick auf die Bestellung eines Betreuers werden quali-
fizierte Kriterien für den Bericht der Behörde aufge-
stellt. Dieser Bericht soll damit generell stärker als 
bisher eine umfassende Sachverhaltsaufklärung er-
möglichen (Filterfunktion). Zwischen dem Bericht der 
Betreuungsbehörde und dem Sachverständigengutach-
ten wird eine inhaltliche Verknüpfung ermöglicht.  

Die Funktionen der Betreuungsbehörde als Schnitt-
stelle zwischen Betreuungsrecht und Sozialrecht sol-
len durch flankierende Änderungen im Betreuungsbe-
hördengesetz stärker zum Ausdruck gebracht werden. 
Die Aufgabe, das Gericht zu unterstützen, soll ent-
sprechend der verfahrensrechtlichen Neuregelung 
konkretisiert werden. Auch die Aufgaben der Behör-
de, die im Vorfeld eines betreuungsgerichtlichen Ver-
fahrens bestehen, sollen ausdrücklich gesetzlich ver-
ankert werden. Mithilfe von Informationen und Bera-
tung im Hinblick auf mögliche Betreuungsfälle kön-
nen frühzeitig andere Hilfen aufgezeigt und damit 
betreuungsgerichtliche Verfahren unter Umständen 
vermieden werden. Zudem soll geregelt werden, dass 
die Behörde betroffenen Personen ein Beratungsange-
bot unterbreitet. Die Beratung beinhaltet Informatio-
nen darüber, durch welche Hilfen eine Betreuung 
vermieden werden kann. Wenn sozialrechtliche Hilfen 
und Assistenzen in Betracht kommen, soll die Behör-
de den Betroffenen beraten und in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Sozialleistungsträgern auf andere 
Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird, hinwir-
ken.  

Mit der steigenden Zahl von Vorsorgevollmachten 
nimmt auch die Bedeutung der Beratung und Hilfe-
stellung für Bevollmächtigte bei ihrer Aufgabenwahr-
nehmung im Vorsorgefall zu. Zu diesem Zweck sollen 
die Bevollmächtigten in § 5 des Betreuungsbehörden-
gesetzes, der bislang ausschließlich die Einführung 
und Fortbildung von Betreuern regelt, einbezogen 
werden.  

Sowohl der Bericht der Betreuungsbehörde als auch 
die weiteren Aufgaben setzen ein Fachwissen über 
mögliche andere, insbesondere sozialrechtliche Hilfen 
voraus. Aus diesem Grunde ist es erforderlich, die 
Behörde mit entsprechend ausgebildeten Fachkräften 
auszustatten. Um diesem Erfordernis eine besondere 
Beachtung zu schenken, soll es der Empfehlung der 
Arbeitsgruppe folgend nun ausdrücklich benannt wer-
den.  

III. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt für 
die Änderungen des Gesetzes über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit sowie für die Änderungen 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 1 (gerichtliches Verfahren und bürgerliches 
Recht) des Grundgesetzes (GG).  

Für die Änderungen des Betreuungsbehördengesetzes 
folgt die Gesetzgebungskompetenz zudem aus Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (öffentliche Fürsorge) 
in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Hinsicht-
lich der Änderungen im Betreuungsbehördengesetz 
steht nämlich nicht die Regelung der Rechtsverhält-
nisse Privater untereinander im Vordergrund, sondern 
Belange der öffentlichen Fürsorge. Dies galt für das 
Betreuungsbehördengesetz von seiner Entstehung an. 
Vor diesem Hintergrund hatte die Bundesregierung 
das Gesetz zur Reform des Rechts der Vormundschaft 
und Pflegschaft für Volljährige (Betreuungsgesetz), 
durch welches auch das Betreuungsbehördengesetz 
eingeführt wurde, ergänzend neben Artikel 74 Ab-
satz 1 Nummer 1 GG auch auf Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 7 GG gestützt (Bundestagsdrucksache 
11/4528, S. 100). 

Die Änderungen des Betreuungsbehördengesetzes 
sind erforderlich, um gleichwertige Lebensverhältnis-
se im Bundesgebiet herzustellen. Fragen der sozialen 
Vor- und Fürsorge sind für die Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse stets von besonderem Ge-
wicht. Derzeit bestehen erhebliche regionale Unter-
schiede in der Ausstattung und Aufgabenwahrneh-
mung der Betreuungsbehörden (Abschlussbericht der 
Interdisziplinären Arbeitsgruppe zum Betreuungsrecht 
vom 20. Oktober 2011, Betreuungsgerichtliche Praxis 
Sonderausgabe 2012). Diese regionalen Unterschiede 
in der praktischen Handhabung der Aufgabenwahr-
nehmung von Betreuungsbehörden dürfen sich im 
Interesse eines möglichst effektiven Erwachsenen-
schutzes nicht derart verfestigen, dass das bundes-
staatliche Sozialgefüge beeinträchtigt wird.  

Die Änderungen sind außerdem erforderlich, um die 
Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse zu wah-
ren. Über eine für die Betroffenen so wesentliche 
Maßnahme wie die Bestellung eines Betreuers muss 
als ultima ratio auf verlässlicher Grundlage entschie-
den werden, ohne dass ein Wohnsitzwechsel wesentli-
chen Einfluss auf das Ergebnis haben darf. Dies kann 
nur dadurch sichergestellt werden, dass die Aufgaben 
von Betreuungsbehörden konkretisiert und mit Hilfe 
von Fachkräften so wahrgenommen werden, dass 
einer Rechtszersplitterung hinsichtlich der tatsächli-
chen Funktionen von Betreuungsbehörden entgegen-
gewirkt wird. Eine einheitliche und hinreichende Vor-
feldberatung sowie die Sachverhaltsaufklärung für das 
Gericht sind erforderlich, um die Selbstbestimmung 
der betroffenen Erwachsenen zu sichern. Dem kann 
nur durch die vorgeschlagene Stärkung der Funktio-
nen der Betreuungsbehörde wirksam Rechnung getra-
gen werden. 
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IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäi-
schen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäi-
schen Union und völkerrechtlichen Verträgen, die die 
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, ver-
einbar. 

V. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte 

Durch die Stärkung der Funktionen der Betreuungs-
behörde sollen Betroffene eine bessere Hilfestellung 
erhalten, um selbstbestimmte Vorsorge zu treffen oder 
um durch andere Hilfen gegebenenfalls eine rechtli-
che Betreuung zu vermeiden. Die Betreuungsbehörde 
soll zudem verstärkt dazu beitragen, dass in geeigne-
ten Fällen ehrenamtliche Betreuer bestellt werden. Die 
vorgesehenen Änderungen tragen dazu bei, das Wohl 
der Betroffenen besser zu sichern und den sozialen 
Zusammenhalt innerhalb der Gesellschaft zu fördern. 
Die Optimierung der Ressourcen im Betreuungsrecht 
soll dazu dienen, dass das Betreuungsrecht dort, wo es 
wirklich gebraucht wird, auch in dem erforderlichen 
Maße zum Einsatz kommt und im Fall der Mittello-
sigkeit der Betroffenen von der Staatskasse finanziert 
werden kann. Damit entsprechen die Wirkungen des 
Vorhabens einer nachhaltigen Entwicklung, insbeson-
dere im Sinne des Abschnitts E Schwerpunkt IV. der 
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (demografischen 
Wandel gestalten) und der Grundregel (Vorsorge für 
absehbare zukünftige Belastungen im Hinblick auf 
den demografischen Wandel) der Managementregeln 
und Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Eine Belastung des Bundes durch die Realisierung 
dieses Gesetzes mit zusätzlichen Kosten ist nicht er-
sichtlich. Für die Länder und Gemeinden sind keine 
Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand ersicht-
lich. 

3. Erfüllungsaufwand 

a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Entwurf schlägt Änderungen für das gerichtliche 
Verfahren vor sowie eine Konkretisierung der Aufga-
ben von Betreuungsbehörden. Den Bürgerinnen und 
Bürgern entstehen insoweit keine zusätzlichen Kos-
ten. Soweit durch die gesetzlichen Änderungen Be-
treuungen vermieden werden können oder eine ehren-
amtliche Betreuung ermöglicht wird, kommt dies den 
betroffenen Bürgerinnen und Bürgern, die aufgrund 
ihrer Leistungsfähigkeit die Kosten einer (beruflichen) 

Betreuung selbst zu tragen hätten, auch finanziell 
zugute. 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Wirtschaft entstehen keine Kosten. 

c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Mit der Umsetzung des Gesetzentwurfs ist eine Ent-
lastung der Justiz zugunsten einer stärkeren Wahr-
nehmung von Aufgaben der Verwaltung durch die 
Länder intendiert. Dem Bund entstehen keine Kosten. 
Für die Länder soll die Umsetzung im Ergebnis zu 
einer Entlastung führen.  

Die obligatorische Einbindung der Betreuungsbehörde 
bei der Sachverhaltsaufklärung durch das Gericht und 
die Konkretisierung ihrer Aufgaben im Vorfeld eines 
gerichtlichen Verfahrens sollen zum Wohl der Be-
troffenen betreuungsvermeidend wirken sowie das 
Ehrenamt in der Betreuung stärken. Es bestehen der-
zeit jedoch erhebliche regionale Unterschiede hin-
sichtlich des Umfangs und der Qualität der Aufga-
benwahrnehmung durch Betreuungsbehörden (vgl. 
Abschlussbericht, a.a.O., S. 13). Aktuelle Daten über 
die derzeitige sachliche und personelle Ausstattung 
von kommunalen Betreuungsbehörden liegen nicht 
vor. Es ist jedoch davon auszugehen, dass gut ausge-
stattete Betreuungsbehörden nicht überall eingerichtet 
sind (vgl. Ergebnis der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
zur Beobachtung der Kostenentwicklung im Betreu-
ungsrecht vom Mai 2009, S. 45). Vor diesem Hinter-
grund wird auch die Anhörung von Behörden im ge-
richtlichen Verfahren derzeit regional unterschiedlich 
gehandhabt. Für das Jahr 2006 hat eine Befragung von 
Gerichten ergeben, dass die Betreuungsbehörden in 
etwa 80 Prozent der Fälle bei der Bestellung eines 
Betreuers beteiligt wurden (Rechtliche Betreuung in 
Deutschland, Evaluation des Zweiten Betreuungs-
rechtsänderungsgesetzes, Otto-Blume-Institut für 
Sozialforschung und Gesellschaftspolitik e.V. (ISG) 
2009, S. 194). Die Stellungnahmen der Landesjustiz-
verwaltungen zu dem Referentenentwurf haben je-
doch ergeben, dass dieser Durchschnittswert keine 
tragfähige Größe für eine Berechnung des Erfüllungs-
aufwands darstellt. In welchem Umfang die Betreu-
ungsbehörden von den Gerichten eingebunden wer-
den, wird von den Landesjustizverwaltungen regional 
höchst unterschiedlich eingeschätzt. Während der 
geringste Schätzwert bei etwa 20 Prozent liegt, gebe 
es andererseits Bezirke, in denen die Betreuungsbe-
hörde in nahezu 100 Prozent der Verfahren beteiligt 
wird. Aufgrund dieser breiten Streuung wird die 
Hochrechnung eines Durchschnittswerts als nicht 
sachgerecht betrachtet. Entsprechend dieser Aus-
gangslage fallen bei einer erfolgenden angemessenen 
Ausstattung der Betreuungsbehörden nicht genau 
bezifferbare Kosten für die öffentlichen Haushalte der 
Länder an. Die betreuungsvermeidende Wirkung der 
besseren Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben 
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soll sich jedoch im Ergebnis entlastend für die Länder 
auswirken. Die Interdisziplinäre Arbeitsgruppe zum 
Betreuungsrecht hat sich bei dieser Annahme auf die 
Ergebnisse des Projekts BEOPS (Betreuungsoptimie-
rung durch soziale Leistungen) des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern gestützt. Aus der Studie und den 
auf Basis der Untersuchungsergebnisse durchgeführ-
ten Modellrechnungen kann gefolgert werden, dass es 
betreuungsvermeidend wirkt und sich auszahlt, wenn 
der Einsatz sozialer Arbeit in der Betreuungsbehörde 
verstärkt wird (Anlage 6 des Abschlussberichts, 
a.a.O.). Fälle, in denen durch die Tätigkeit der Be-
treuungsbehörde kein Betreuungsverfahren eingeleitet 
wird oder ein ehrenamtlicher Betreuer bestellt wird, 
verursachen keine oder geringere Betreuungskosten. 
Dies kommt dem Landeshaushalt zugute, der für die 
Kosten bei Mittellosigkeit des Betroffenen aufzu-
kommen hat. Die im Projekt BEOPS für die Landes-
hauptstadt Schwerin ermittelten Kosteneinsparungen 
lassen sich aus den genannten Gründen jedoch nicht 
beispielhaft bundesweit hochrechnen. In welchem 
Umfang gegebenenfalls Mehrkosten bei angemesse-
ner Ausstattung der Betreuungsbehörden und in wel-
chem Umfang dadurch Entlastungen bei den Ländern 
entstehen, ist aufgrund der erheblichen regionalen 
Unterschiede nicht abschätzbar. 

4. Weitere Kosten 

Für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mittle-
re Unternehmen, entstehen keine Mehrkosten. Zudem 
sind keine Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sowie auf die sozialen Sicherungssysteme 
ersichtlich. 

5. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer 
Bedeutung 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeu-
tung sind nicht zu erwarten. Frauen und Männer wer-
den in den Vorschriften des Entwurfs in gleicher Wei-
se behandelt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit – Fa-
mFG) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 279 Absatz 2) 

Nach bisheriger Rechtslage ist die Anhörung der Be-
treuungsbehörde nicht verpflichtend vorgeschrieben. 
Sie ist derzeit vorgesehen, wenn es der Betroffene 
verlangt oder es der Sachverhaltsaufklärung dient. Die 
Interdisziplinäre Arbeitsgruppe zum Betreuungsrecht 
weist in ihrem Abschlussbericht (a.a.O., S. 13) auf 

verschiedene Studien und Erfahrungen von Praktikern 
hin, wonach im Bereich einer aktiven und gut ausge-
statteten örtlichen Betreuungsbehörde vergleichsweise 
wenige Betreuungen eingerichtet werden; die Betreu-
ungsbehörde kann bei kompetenter Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben eine Betreuerbestellung in geeigneten 
Fällen eher vermeiden. 

Durch ihre obligatorische Anhörung unmittelbar nach 
Einleitung des Verfahrens wird die Fachkompetenz 
der Betreuungsbehörde in jedem Verfahren vor der 
Bestellung eines Betreuers oder der Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts nutzbar gemacht. Ohne Ein-
bindung der Betreuungsbehörde bestünde die Gefahr, 
dass andere Hilfen, die unterhalb der Schwelle der 
rechtlichen Betreuung noch zur Verfügung stehen, 
nicht ausgeschöpft werden, und damit würde verhin-
dert, dass der Betroffene weiterhin selbstbestimmt 
handeln kann. Für die Bestellung eines vorläufigen 
Betreuers oder die Anordnung eines vorläufigen Ein-
willigungsvorbehalts nach § 300 FamFG oder § 301 
FamFG ist – wie bisher – eine Anhörung der Betreu-
ungsbehörde nicht vorgeschrieben. 

Die Regelung enthält keine Vorgaben zu der Form der 
Anhörung. Neben einer schriftlichen Anhörung er-
möglicht sie zum Beispiel auch die Einholung einer 
fernmündlichen Stellungnahme der Behörde, die je-
doch nur in einfach gelagerten Fällen in Betracht 
kommen dürfte. Das Gericht erfüllt seine Anhörungs-
pflicht, indem es der Betreuungsbehörde Gelegenheit 
zur Äußerung gibt. 

Satz 2 bezieht sich nur auf Verfahren zur erstmaligen 
Bestellung eines Betreuers, nicht auf Verfahren zur 
Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts. Die Num-
mern 1 bis 4 des Kriterienkatalogs in Satz 2 sind nicht 
abschließend zu verstehen, sondern durch das Wort 
„insbesondere“ für weitere Gesichtspunkte nach den 
jeweiligen Erfordernissen im Einzelfall offen.  

Zu näheren Ausführungen zum Kriterienkatalog wird 
auf den Abschlussbericht der Interdisziplinären Ar-
beitsgruppe zum Betreuungsrecht (a.a.O. S. 14) ver-
wiesen. Nach Nummer 3 soll die Behörde auch zur 
Betreuerauswahl berichten, die sich nach § 1897 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) – also der individu-
ellen Eignung für die persönliche Betreuung des Be-
troffenen, dessen Wünschen und Wohl – richtet. Die 
Interdisziplinäre Arbeitsgruppe zum Betreuungsrecht 
weist in diesem Zusammenhang besonders darauf hin, 
dass sich der Betroffene und der in Betracht kommen-
de zukünftige Betreuer nach Möglichkeit vor Bestel-
lung kennenlernen sollten, um den für die persönliche 
Betreuung passenden Betreuer auswählen zu können 
(a.a.O., S. 17f.). 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 280 Absatz 2) 

Durch die Regelung soll das Sachverständigengutach-
ten mit dem Bericht der Betreuungsbehörde verknüpft 
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werden. Der ärztliche Sachverständige soll bei seiner 
gutachterlichen Stellungnahme zu den Auswirkungen 
der Krankheit des Betroffenen auch auf dessen soziale 
Situation eingehen und hierzu nach Möglichkeit den 
Bericht der Behörde in den Erkenntnisprozess einbe-
ziehen. 

Es wird davon abgesehen, eine feste zeitliche Reihen-
folge für den Bericht der Behörde und das medizini-
sche Gutachten vorzugeben, um dem Richter eine 
flexible Handhabung des Verfahrens im Einzelfall zu 
ermöglichen. Die Formulierung in § 280 Absatz 2 
Satz 2 bringt zum Ausdruck, dass nur ein dem Sach-
verständigen rechtzeitig vorgelegter Bericht zu be-
rücksichtigen ist. 

Zu den Nummern 3 bis 5 (Änderung der §§ 293 bis 
295) 

Die Vorschriften zur Erweiterung, Aufhebung und 
Einschränkung sowie zur Verlängerung einer Betreu-
ung oder eines Einwilligungsvorbehalts verweisen 
bisher uneingeschränkt auf § 279 FamFG. Da in die-
sen Fällen vor einer Entscheidung keine obligatori-
sche Anhörung erfolgen soll, wird eine entsprechende 
Ergänzung in den Verweisungsregelungen vorge-
nommen, um den bisherigen Regelungsgehalt zu er-
halten. 

Anders als bei der erstmaligen Bestellung eines Be-
treuers oder der Anordnung eines Einwilligungsvor-
behalts liegen dem Gericht in diesen Verfahren bereits 
Informationen zu dem Betroffenen vor. Oft enthalten 
die Berichte der Betreuungsbehörde im Rahmen der 
Erstbestellung zudem prognostische Aussagen. Der 
Einschätzung der Betreuungsbehörde kann jedoch 
auch in diesen Verfahren eine wichtige Funktion bei 
der Sachverhaltsaufklärung zukommen. Sofern bei-
spielsweise Anhaltspunkte für eine mögliche Aufhe-
bung der Betreuung oder für einen möglichen Betreu-
erwechsel bestehen, sollte das Gericht daher eine 
Stellungnahme der Betreuungsbehörde anfordern.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Betreuungsbehörden-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Neufassung des § 4) 

Bei der Einführung von § 4 wurde auf eine ausdrück-
liche Regelung der Beratungspflicht verzichtet, weil 
es nach allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grunds-
ätzen die selbstverständliche Pflicht jeder Behörde ist, 
in ihrem Zuständigkeitsbereich ratsuchenden Bürgern 
Auskünfte zu erteilen und sie über ihre Rechte und 
Pflichten aufzuklären (Bundestagsdrucksache 
11/4528, S. 198). Mit der Einführung von Absatz 1 
und 2 sollen die Aufgaben der Betreuungsbehörden 
konkretisiert und die beratenden Aufgaben der Behör-
de im Vorfeld eines betreuungsgerichtlichen Verfah-
rens ausdrücklich verankert werden. Auf diese Weise 
sollen Fälle, in denen eine Betreuung nicht erforder-

lich ist, im Wege der Vorfeldberatung besser heraus-
gefiltert werden. Mithilfe von Informationen und Be-
ratung bereits im Hinblick auf mögliche Betreuungs-
fälle können frühzeitig andere Hilfen aufgezeigt und 
damit betreuungsgerichtliche Verfahren vermieden 
werden. Der bisherige § 4 wird in Absatz 3 übernom-
men. 

Zu Absatz 1 

Entsprechend der Empfehlung der Interdisziplinären 
Arbeitsgruppe zum Betreuungsrecht (a.a.O. S. 15 f.) 
soll nun in Absatz 1 ausdrücklich geregelt werden, 
dass es Aufgabe der Behörde ist, Betroffene und ande-
re interessierte Personen über allgemeine betreuungs-
rechtliche Fragen zu informieren und allgemein gehal-
tene Hilfestellungen zu leisten. Zu den allgemeinen 
betreuungsrechtlichen Fragen gehören insbesondere 
betreuungsrechtliche Vorsorgeinstrumente und deren 
rechtliche Rahmenbedingungen. 

Zu Absatz 2 

Die Betreuungsbehörde soll nach Absatz 2 Betroffe-
nen eine Beratung anbieten. Eine Beratung durch die 
Behörde setzt das Einverständnis des Betroffenen 
voraus. Die Beratung soll für den Betroffenen ent-
sprechend seiner Fähigkeiten verständlich sein, zum 
Beispiel indem sie gegebenenfalls in Leichter Sprache 
erfolgt. Um dem Erforderlichkeitsgrundsatz zu mehr 
praktischer Wirksamkeit zu verhelfen und um eine 
dem Modell „Eingangsinstanz“ entsprechende Filter-
funktion zu erreichen, ist es von besonderer Bedeu-
tung, dass den Betroffenen betreuungsvermeidende 
Hilfen und der Zugang hierzu durch Beratung aufge-
zeigt werden. Die Betreuungsbehörde soll beispiels-
weise den Hilfebedarf anderen Fachbehörden mittei-
len und den hilfebedürftigen Erwachsenen Wege zu 
den zuständigen Stellen aufzeigen. Zu diesem Zweck 
soll auch die bestehende Kooperationspflicht zwi-
schen der Betreuungsbehörde und den zuständigen 
Trägern sozialer Hilfen im Betreuungsbehördengesetz 
beschrieben werden. Die Aufgabe der Betreuungsbe-
hörde ist dabei weiterhin nur die Beratung; sie über-
nimmt gegenüber anderen Trägern keine Vertretung 
des Betroffenen.  

Die Hilfe der Betreuungsbehörde nach Absatz 2 ist 
auf Fälle beschränkt, in denen es Anhaltspunkte für 
einen Betreuungsbedarf gibt. Die Betreuungsbehörde 
leistet dabei keine allgemeine Erwachsenenhilfe, um 
jedermann mögliche Leistungen nach dem Sozialge-
setz zu vermitteln. Hierfür sind andere, sozialrechtli-
che Stellen zuständig. Mit der Beschränkung auf Be-
treuung wird sichergestellt, dass die Aufgabe der Be-
treuungsbehörde weiterhin auf die Unterstützung von 
möglichen Betroffenen beschränkt ist und keine wei-
tergehenden, parallelen Strukturen geschaffen werden.  
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Zu Nummer 2 (Änderung des § 5) 

Mit der steigenden Zahl von Vorsorgevollmachten 
nimmt auch die Bedeutung der Beratung und Hilfe-
stellung für Bevollmächtigte bei ihrer Aufgabenwahr-
nehmung im Vorsorgefall zu. Die vorhandenen In-
formationsmaterialien und Handreichungen sind zwar 
eine erste Hilfe, sie können jedoch die persönliche 
Beratung und Betreuung der Bevollmächtigten bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben nicht ersetzen. Anknüp-
fend an die Änderung des § 4 durch das Zweite Be-
treuungsrechtsänderungsgesetz, mit der die Beratung 
und Unterstützung des Bevollmächtigten ergänzt wur-
de, erfolgt eine entsprechende Änderung von § 5. Die 
Anleitungspflicht der Betreuungsbehörde soll neben 
dem Betreuer nun auch den Bevollmächtigten erfas-
sen. Anders als beim Betreuer verfügt die Behörde 
nicht über die Anschriften von Bevollmächtigen und 
kann diese daher nicht initiativ zu Fortbildungen ein-
laden. Eine ausdrückliche Nennung in § 5 macht je-
doch deutlich, dass – soweit der Bevollmächtigte die 
Unterstützung der Behörde wünscht – auch er in seine 
Aufgabenwahrnehmung eingeführt und fortgebildet 
werden soll. 

Zu Nummer 3 (Neufassung des § 8 und Einfügung 
des § 9) 

§ 8 regelt die Gerichtshilfe. Die verfahrensrechtlichen 
Neuregelungen zum Bericht der Betreuungsbehörde 
(§ 279 Absatz 2 FamFG) sollen dementsprechend in 
§ 8 gespiegelt werden (Absatz 1 Nummer 1). Der 
derzeitige Regelungsinhalt von § 8 soll inhaltlich 
unverändert in Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie in 
Absatz 2 übernommen werden. In Absatz 2 soll dar-
über hinaus der Vorrang der ehrenamtlichen Betreu-
ung nochmals betont werden. 

§ 9 regelt die Fachlichkeit. Sowohl der Bericht der 
Betreuungsbehörde als auch die weiteren Aufgaben 
setzten ein Fachwissen über mögliche andere, insbe-
sondere sozialrechtliche Hilfen voraus. Aus diesem 
Grunde ist es erforderlich, die Behörde mit entspre-
chend ausgebildeten Fachkräften auszustatten. Um 
diesem Erfordernis eine besondere Beachtung zu 
schenken, soll es – der Empfehlung der Arbeitsgruppe 
folgend – nun ausdrücklich benannt werden. Der Re-
gelungsvorschlag orientiert sich an § 72 Absatz 1 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch und § 6 Absatz 1 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Artikel 3 (Änderung des § 1908f Absatz 1 
Nummer 2 BGB) 

In der Praxis stellt es zum Teil ein Problem dar, dass 
der ehrenamtliche Betreuer nach seiner Gewinnung 
sowie der Bevollmächtigte nicht längerfristig beraten 
werden und eine „Kundenbindung“ nicht gelingt. 
§ 1908f Absatz 1 Nummer 2 BGB wird daher um eine 
Formulierung ergänzt, wonach die gewonnenen eh-
renamtlichen Betreuer sowie Bevollmächtigten bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützt werden. 
Die Pflicht zur Unterstützung soll neben der Pflicht 
zur Anleitung und Beratung bestehen. Mit der Ergän-
zung soll der Gedanke des Rückhalts für den ehren-
amtlichen Betreuer im Verein stärker betont werden. 
Ziel ist es, eine langfristige Einbindung der ehrenamt-
lichen Betreuer und der Bevollmächtigten in das 
Netzwerk eines Betreuungsvereins zu erreichen. Die 
Parallelität der Beratungsangebote (Gericht, Behörde, 
Verein) hat sich in der Praxis nicht als Nachteil erwie-
sen. Betreuer und Bevollmächtigte haben die Wahl, 
auf welches Angebot sie zurückgreifen möchten. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. Das Datum gibt 
Betreuungsgerichten und Betreuungsbehörden ausrei-
chend Zeit, sich auf die verfahrensrechtlichen Neue-
rungen einzustellen. 
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Anlage 2 

 
 
 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 

 
 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf geprüft. 
 

Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger  

 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkun-
gen auf den Erfüllungsaufwand. Soweit durch 
die gesetzlichen Änderungen Betreuungen ver-
mieden werden können, können je nach Sachla-
ge des Einzelfalls die hierfür anfallenden sons-
tigen Kosten eingespart werden.  

Wirtschaft 

 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkun-
gen auf den Erfüllungsaufwand der Wirtschaft. 

Verwaltung 

 

Die obligatorische Einbindung der Betreuungs-
behörde bei der Sachverhaltsaufklärung des 
Gerichts wird zu höheren Vollzugskosten füh-
ren. Demgegenüber wird die Konkretisierung 
der Aufgaben im Vorfeld des gerichtlichen 
Verfahrens zur Vermeidung und Optimierung 
der Betreuung führen, wodurch Kosten gesenkt 
werden können. Welche Effekte überwiegen 
und mit welchen konkreten Auswirkungen für 
die Landesjustiz- bzw. die Betreuungsbehörden 
zu rechnen ist, konnte das Ressort nicht ermit-
teln. Die gezielt durchgeführte Länderanhörung 
blieb insoweit ergebnislos. Als Grund hierfür 
wurden die starken regionalen Unterschiede 
angeführt. 

Der Nationale Normenkontrollrat begrüßt das Regelungsvorhaben. Die Entlastung von Bürgerin-
nen und Bürgern ist dem Normenkontrollrat ein wichtiges Anliegen. Die Fortentwicklung des 
Betreuungsrechts kann hier einen wichtigen Beitrag leisten. Wenn es gelingt, die Betreuung büro-
kratiearm zu gestalten und die Zahl der Betreuungsfälle zu reduzieren, kann eine echte win-win-
Situation entstehen. Bürgerinnen und Bürger werden darin gestärkt, ihr Leben nach eigenen Wün-
schen und Vorstellungen zu gestalten. Gleichzeitig können die Vollzugskosten gesenkt werden.  

Die mit dem Regelungsentwurf beabsichtigte Fortentwicklung des Betreuungsrechts entspricht 
den Prinzipien der besseren Rechtsetzung. Sie wurde von langer Hand vorbereitet: 2009 wurde 
eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe zum Betreuungsrechts gegründet, die auf Wunsch der Justiz-
minister der Länder vom Bundesministerium der Justiz (BMJ) geleitet wurde. Ziel war es, das 
Betreuungsrecht aus einem umfassenden Blickwinkel zu untersuchen und es schließlich zum 
Wohle der Betroffenen zu verbessern. Mit dem Regelungsvorhaben sollen nun die Empfehlungen 



ele
kt

ro
nis

ch
e V

or
ab

-Fa
ss

un
g

 -14-  

aus dem Abschlussbericht der Arbeitsgruppe vom 9. November 2011 umgesetzt werden und die 
hierfür notwendigen Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht werden. Darüber hinaus hat das 
BMJ gegenüber dem NKR erklärt, dass es auch die von der Arbeitsgruppe für notwendig befunde-
ne Evaluation durchführen werde. Die hierfür notwendigen Schritte seien bereits eingeleitet. 

Das Bundesministerium der Justiz hat in vorbildlicher Weise eine solide Grundlage geschaffen, 
um den betreuungsrechtlichen Rahmen für die Betroffenen und die Vollzugsbehörden bzw. Ge-
richte zu verbessern. Es hat anschaulich gezeigt, dass es lohnenswert ist, gesetzliche Regelungen 
in angemessener Zeit zu evaluieren, um notwendige Korrekturen vornehmen zu können und die 
Praxistauglichkeit zu verbessern. Es zeigt darüber hinaus, dass Bürokratieabbau gelingen kann, 
wenn die Verantwortlichen zu diesem Ziel ebenenübergreifend zusammenarbeiten.  

Der Normenkontrollrat geht davon aus, dass sich die Umsetzung der Empfehlungen der Arbeits-
gruppe nicht nur auf die Verbesserung des Rechtsrahmens beschränkt, sondern mit der gleichen 
Sorgfalt auch die weiteren, den Vollzug betreffenden Vorschläge der Arbeitsgruppe geprüft und 
umgesetzt werden.  

Das BMJ hat schlüssig dargelegt, dass die konkreten Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand 
derzeit nicht näher beziffert werden konnten. Es hat im Rahmen der Länderanhörung konkrete 
Fragen zum Erfüllungsaufwand gestellt und zudem die Rückgriffs- und Nutzungsmöglichkeiten 
vorhandener Datenquellen geprüft. Vor diesem Hintergrund hält der Normenkontrollrat die quali-
tative Beschreibung der Gesetzesfolgen im vorliegenden Fall ausnahmsweise für ausreichend. Er 
fordert das Ressort jedoch auf, im Rahmen der Evaluierung nach Möglichkeit auch die Auswir-
kungen auf den Erfüllungsaufwand zu untersuchen.  

 

Im Einzelnen 

Der Entwurf sieht im Wesentlichen vor, durch Änderungen im Verfahrensrecht (Gesetz über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) und durch Än-
derungen im Betreuungsbehördengesetz die Funktionen der Betreuungsbehörde sowohl im Vorfeld als 
auch im gerichtlichen Verfahren zu stärken. Ziel ist es, die Bestellung eines rechtlichen Betreuers – 
soweit möglich – zu vermeiden und damit die Selbstbestimmung zu stärken. Im Einzelnen soll  

– zur Feststellung des Sachverhalts im betreuungsgerichtlichen Verfahren eine verpflichtende An-
hörung der Betreuungsbehörde vor Bestellung eines Betreuers oder vor Anordnung eines Einwil-
ligungsvorbehalts eingeführt,  

– qualifizierte Kriterien für den Bericht der Betreuungsbehörde gesetzlich festgelegt,  

– die Aufgaben der Betreuungsbehörde im Betreuungsbehördengesetz konkretisiert und 

– ihre Wahrnehmung durch Fachkräfte gesetzlich verankert werden. 

Durch diese Maßnahmen sollen den Betroffenen andere Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird, 
besser aufgezeigt und vermittelt werden. Die Betreuungsbehörde soll künftig  wesentlich dazu beitra-
gen können, dass in geeigneten Fällen ehrenamtliche Betreuer bestellt werden. 

Die mit dem Regelungsentwurf beabsichtigte Fortentwicklung des Betreuungsrechts wurde von langer 
Hand vorbereitet: 2009 wurde eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe zum Betreuungsrechts gegründet, 
die auf Wunsch der Justizminister der Länder vom Bundesministerium der Justiz (BMJ) geleitet wur-
de. Ziel war es, das Betreuungsrecht aus einem umfassenden Blickwinkel zu untersuchen und es 
schließlich zum Wohle der Betroffenen zu verbessern. Mit dem Regelungsvorhaben sollen nun die 
Empfehlungen aus dem Abschlussbericht der Arbeitsgruppe vom 9. November 2011 umgesetzt wer-
den und die hierfür notwendigen Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht werden. Darüber hinaus 
hat das BMJ gegenüber dem NKR erklärt, dass es darüber hinaus auch die von der Arbeitsgruppe für 
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notwendig befundene Evaluation durchführen werde. Die hierfür notwendigen Schritte seien bereits 
eingeleitet. 

Das zuständige Ressort hat versucht, den Erfüllungsaufwand zu quantifizieren. Es hatte die Auswir-
kungen auf den Erfüllungsaufwand detailliert beschrieben und im Rahmen der Länderanhörung geziel-
te Fragen zur Bezifferung bzw. Verwertung vorhandener Daten gestellt. Die Anhörung blieb jedoch 
insoweit aufgrund der großen regionalen Unterschiede ergebnislos. So gibt es beispielsweise schon 
heute Bezirke, die die Betreuungsbehörde in nahezu allen Verfahren beteiligen, während andere Be-
zirke die Betreuungsbehörde lediglich in jedem fünften Fall hinzuziehen.  

Da das BMJ schlüssig darlegen konnte, dass die konkreten Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand 
nicht näher beziffert werden können und das Regelungsvorhaben insgesamt auf eine Kostenreduzie-
rung abzielt, hält der Normenkontrollrat die qualitative Beschreibung der Gesetzesfolgen im vorlie-
genden Fall ausnahmsweise für ausreichend. Er fordert das Ressort jedoch auf, im Rahmen der Evalu-
ierung nach Möglichkeit auch die Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand zu untersuchen. 
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Anlage 3 
 

Stellungnahme des Bundesrates 
 
 
 
 

 

Der Bundesrat hat in seiner 909. Sitzung am 3. Mai 2013 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens nach Artikel 4 des Gesetzentwurfs daraufhin zu überprüfen, ob ein Inkrafttreten im Laufe des 
Jahres 2014 in Betracht kommt. 

 

Begründung: 

Die Bundesregierung verfolgt mit dem Gesetzentwurf die von den Landesjustizverwal-
tungen unterstützten Ziele, durch Stärkung der Funktionen der Betreuungsbehörde die 
Bestellung eines rechtlichen Betreuers - soweit wie möglich - zu vermeiden und damit die 
Selbstbestimmung der Betroffenen zu stärken. Insbesondere sollen den Betroffenen ande-
re Hilfen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt wird, besser aufgezeigt und ver-
mittelt werden.  
Der Gesetzentwurf entspricht mit geringfügigen Änderungen dem bereits im Juli 2012 zur 
Anhörung gegebenen Referentenentwurf. Dieser wiederum geht fast wortgleich zurück 
auf die im Abschlussbericht der interdisziplinären  
Arbeitsgruppe unter Leitung des Bundesministeriums der Justiz formulierten Gesetzes-
vorschläge, die im Oktober 2011 vorgelegt worden waren. 
Im Referentenentwurf war noch ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2013 vorgesehen. Der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung verschiebt diesen Zeitpunkt auf den 1. Januar 2015.  
Die vorgesehenen Gesetzesänderungen sind bereits seit Oktober 2011, spätestens aber seit 
Juli 2012 den von der Umsetzung betroffenen Ländern hinlänglich bekannt. Selbst der 
Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche Städtetag haben in ihrer gemeinsamen Stel-
lungnahme zum Referentenentwurf mit Schreiben vom 30. August 2012 ein Inkrafttreten 
zum 1. Januar 2014 angeregt. Um die mit dem Gesetzentwurf verfolgten Ziele absehbar 
umzusetzen, sollte das Inkrafttreten des Gesetzes nicht noch weiter hinausgeschoben 
werden. 

 

 


